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Strafprozessrecht
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Ausbildung, Prüfungsvorbereitung und fachlichen Fortbildung 
hat der Autor das Strafprozessrecht didaktisch aufbereitet 
und gut verständlich dargelegt. Zahlreiche Beispiele 
machen die Rechtslage anschaulich. Der Aufbau des Skriptums
orientiert sich am Gesetz, was die Fasslichkeit erleichtert und
fördert. Das Strafprozessrecht wird konform mit der 
Rechtsprechung dargelegt.
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Nachteil entsteht oder entstehen kann. Dementsprechend muss der Hinweis kausal für die 
Repressalie sein.22 Entsprechende Repressalien werden in Art 19 EU-Hinweisgeberrichtli-
nie untersagt und nicht abschließend aufgezählt.23 

7.14 Flankierend dazu sind in der EU-Hinweisgeberrichtlinie Vorgaben für unterstützende 
Maßnahmen (Art 20) sowie Maßnahmen zum Schutz vor Repressalien (Art 21) enthal-
ten. Zu den Unterstützungsmaßnahmen insb ein einfacher und kostenloser Zugang zu 
umfassender sowie unabhängiger Information und Beratung über die verfügbaren Ab-
hilfemöglichkeiten und Verfahren gegen Repressalien.24 Dem praxisrelevanten Umstand, 
dass etwaige Repressalien gegenüber Hinweisgebern jedenfalls nicht offenkundig auf-
grund eines Hinweises erfolgen, sondern für eine insoweit nachteilhafte Behandlung an-
dere – oftmals nur vermeintlich bestehende – Gründe bemüht werden, soll durch eine in 
Art 21 Abs 5 EU-Hinweisgeberrichtlinie vorgesehene weitreichende prozessuale Beweis-
lastumkehr Rechnung getragen werden. Danach wird in Verfahren vor einem Gericht oder 
einer Behörde, die sich auf eine vom Hinweisgeber erlittene Benachteiligung beziehen und 
in denen der Hinweisgeber geltend macht, diese Benachteiligung infolge seiner Meldung 
oder der Offenlegung erlitten zu haben, vermutet, dass die Benachteiligung eine Repressa-
lie für die Meldung oder Offenlegung war. In diesen Fällen obliegt es der Person, welche 
die benachteiligende Maßnahme ergriffen hat, zu beweisen, dass diese Maßnahme auf hin-
reichend gerechtfertigten Gründen basierte.25 Geschäftsgeheimnisse und personenbezo-
gene Daten dürfen insofern Inhalt einer Meldung sein als die Meldung vom Anwendungs-
bereich der Richtlinie umfasst und die Offenlegung für die Zwecke der Meldung erforder-
lich ist.26  

7.15 Sachlicher Anwendungsbereich: Der Schutz des Hinweisgebers auf Basis der EU-Hin-
weisgeberrichtlinie bezieht sich aufgrund der eingeschränkten Kompetenzen der Union le-
diglich auf das Melden von Missständen mit Bezug zu EU-Recht. Art 2 der Richtlinie re-
gelt, dass Verstöße, die in den Anwendungsbereich der im Anhang zur Richtlinie aufge-
führten Rechtsakte der Union fallen und folgenden Bereiche betreffen, vom sachlichen 
Anwendungsbereich der Richtlinie umfasst sind:  

 
22 Vgl auch Erwägungsgrund Nr 44 der EU-Hinweisgeberrichtlinie; auch im Ministerialentwurf zum HSchG-E 
(210/ME 27. GP) findet sich in § 20 Abs 1 HSchG-E diese Regelung und bezieht sich der nationale Gesetzgeber 
diesbezüglich auf Maßnahmen „die in Vergeltung eines berechtigten Hinweises (§ 6 Abs 1 HSchG-E) erfolgt 
sind“. 
23 Der nationale Gesetzgeber regelt den Schutz vor solchen durch das Whistleblowing entstehenden Nachteilen 
in § 20 HSchG-E (210/ME 27. GP). Reversible Maßnahmen gem Abs 1 leg cit (zB Kündigung) sind rechtsun-
wirksam, (teils) irreversible Maßnahmen gem Abs 2 leg cit (zB Nötigung) führen zu einer Verpflichtung, den 
rechtmäßigen Zustand wiederherzustellen sowie Vermögensschäden oder erlittene persönliche Beeinträchtigun-
gen zu entschädigen. Während § 20 Abs 1 HSchG-E eine demonstrative Aufzählung von reversiblen Maßnahmen 
enthält, ist die Aufzählung der (teils) irreversiblen Maßnahmen des Abs 2 leg cit abschließend konzipiert.  
24 Vgl Art 20 Abs 1 lit a EU-Hinweisgeberrichtlinie. 
25 Der nationale Gesetzgeber unterlässt im HSchG-E (210/ME 27. GP) eine solch drastische Beweislastumkehr 
zu Gunsten des Hinweisgebers. Gem § 23 HSchG-E „ist glaubhaft zu machen, dass die Maßnahme als Vergeltung 
für den Hinweis erfolgte.“ Dass es sich um keine Vergeltungsmaßnahme handelt, ist dann anzunehmen, wenn bei 
umfassender Betrachtung eine höhere Wahrscheinlichkeit für andere Motive – welche von der maßnahmenset-
zenden Person glaubhaft zu machen sind – für die Setzung der Maßnahmen sprechen.  
26 Vgl Erwägungsgrund 98 und Art 21 Abs 7 EU-Hinweisgeberrichtlinie. 
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C. Weisung 
8.111 Compliance-relevante Vorgaben können vom Dienstgeber auch in Ausübung des Wei-

sungsrechtes einseitig eingeführt werden.339 Die Arbeitspflicht kann durch das Weisungs-
recht jedoch nur innerhalb des durch den Arbeitsvertrag vorgegebenen Rahmens konkreti-
siert werden.340  

Es kommen daher vordergründig nichtrechtliche Vorgaben (zB Kleidervorschriften, Ver-
halten im Unternehmen usw) in Betracht. Außerdem können Dienstnehmern in Konkreti-
sierung der Arbeitspflicht zB Weisungen zur Einhaltung von gesetzlichen Bestimmungen, 
etwa den Arbeitnehmerschutzvorschriften oder den Bestimmungen des AZG und des 
ARG, erteilt werden.341 

8.112 Nicht zulässig sind demgegenüber etwa einseitige Erweiterungen gesetzlicher Verbote 
durch eine Weisung. So kann ein über das gesetzliche Nebenbeschäftigungsverbot hinaus-
gehendes Beteiligungsverbot oder ein generelles und uneingeschränktes Verbot der Ge-
schenkannahme nicht einseitig vorgegeben werden.342 

Das Weisungsrecht ist auch insofern eingeschränkt, als es nur im Einklang mit den Schran-
ken der Rechtsordnung, insb den arbeitsrechtlichen Normen, ausgeübt werden kann. Be-
sonders heikel sind Weisungen, die Persönlichkeitsrechte des Dienstnehmers betreffen.343  

Beispiel  
Ein Dienstnehmer im städtischen Linienverkehr, der sich einer Richtlinie zum Tragen von Dienst-
kleidung und einer individuellen Weisung widersetzt, indem er ein rosafarbenes Haarband im Dienst 
trägt, verletzt keine arbeitsvertragliche Pflicht. Die betrieblichen Interessen des Dienstgebers über-
wiegen die durch die Weisung beeinträchtigten Persönlichkeitsrechte des Dienstnehmers nicht. 344 

Demgegenüber ist eine Weisung gerechtfertigt, die es einem Bankmitarbeiter verbietet, eine massive 
Goldkette (Königskette) statt einer Krawatte zu tragen, weil dies „massiv dem Verständnis der Be-
völkerung vom Erscheinungsbild eines männlichen Bankbeamten“ widerspricht.345 

8.113 Aus Beweisgründen sollten Weisungen schriftlich erteilt werden, individuelle Weisungen 
etwa per E-Mail und generelle Weisungen durch eine entsprechende Compliance-Richtli-
nie. Generelle Weisungen sollten den Dienstnehmern nachweislich zur Kenntnis gebracht 
werden, bei bestehenden Dienstverhältnissen etwa durch Bekanntmachungen auf dem 
Schwarzen Brett und/oder durch Übermittlung per E-Mail samt Lesebestätigung. Bei Neu-
eintritten empfiehlt sich der unter Rz 8.103 ff dargestellte dynamische Verweis im Dienst-
vertrag.346 

 
339 Siehe auch Leiter in Napokoj, Risikominimierung Rz 774; Schima, DRdA 2014, 197 (203). 
340 OGH 13. 10. 1999, 9 ObA 156/99b. 
341 Leiter in Napokoj, Risikominimierung Rz 775. 
342 Schima, DRdA 2014, 197 (203). 
343 Löschnigg, Arbeitsrecht13 Rz 3/010; OGH 24. 9. 2015, 9 ObA 82/15x. 
344 OGH 9 ObA 82/15x JBl 2016, 124 ua. 
345 OGH 11. 2. 1999, 8 ObA 195/98d. 
346 Leiter in Napokoj, Risikominimierung Rz 776. 
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Durch die ausführliche Aufbereitung folgender Themen werden 
Probleme in der Praxis aufgegriffen, systematisch eingeordnet 
und konkrete Lösungen angeboten.
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